
860 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIV. GP 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über den vom Bundeskanzler vorgelegten dung forstrechtlicher Bescheide, Parteistellung 
Bericht betreffend die Tätigkeit des Verwal- nach dem Dienstrechtsverfahrensgesetz bzw. Be­
tungsgerichtshofes im Jahre 1976 (111-100 der smweroe1egitJimation vor dem Ve1"walturugsge-

Beilagen) richtshof sowie Steuerfreiheit für Umsätze der 
Blinden. 

Die. Vorlage enthält zunächst Hinweise auf die 
Zahl der im Jahre 1976 beim Gerichtshof einge- In seiner Äußerung hat der BundeskaDzJer 
langten und den von diesem erledigten Beschwer- insbesondere zu den vom Verwaltungsgerichtshof 
den. Es wird darauf verwiesen, daß im Ber:ichts- aufgeworfenen Fragen des Dienst- und Besol­
zeitraum 800;0 der Beschwerden ,innerhalb eines dungs rechtes der R,ichter des Verwaltungsgerichts­
Jahres oder in kürzerer Zeit erledigt worden sänd. hofes, der Kostenregelungen im Verwaltungsge­
Weiters wird auf Fragen der Besorgung der richtshofverfahren, der Begründung von forst­
Justizverwaltungsangelegenheiten, der dienst- rechtlichen Bescheiden und der Steuerbefreiung 
rechtlichen Stellung der Richter des Verwaltungs- für Blinde nach § 6 Z. 10 Umsatzsteuergesetz 
gerichtshofes, der Verbesserung des Rechtsschutzes 1972 Stellung genommen. 
und der Umstellung des Evidenzbüros auf elek- Der Verfassungsausschuß hat die Vorlage am 
tromsche Datenverarbeitung sowie auf die 25. April 1978 in Verhandlung gezogen und nach 
zwischenstaadichen Kontakte des Verwaltungs- Wortmeldungen der Abgeordneten Dr. Er m a­
gerichtshofes und die Feieranläßlich des 100jäh- co r a, Dr. Sc h m i d t, Dr. Pr ade r, Dr. G r a­
rigen Bestandes der Verwaltungsgel'ichtsbarkeit in den e g ger, Dr. Ne iss er, DDr. He sei e. 
österreich eingegangen. sowie des Staatssekretärs Dr. Lös c h n a k mit 

Ferner nimmt der Verwaltungsgerichtshof zu Stimmenmehrheit beschlossen, dem Hohen Hause 
folgenden Rechtsfragen, die sidl bei der Erledi- die Kenntnisnahme dieses Berichtes zu empfehlen. 
gung von Beschwerden ergeben haben, Stellung: Der Vel"lfars:suIl!gsausschuß stellt somit den A n­
Kostenregelungen im verwaltungsgecichtlichen t rag, der Na<tJioIl!a:lra.t wolle den vom Bunaes­
Verfahren, Zustellung zu eigenen Handen gemäß kanzler vorgelegten Bericht betreffend die Tätig­
§ 24 Abs. 2 AVG, Anwendung von Bestimmun- keit des Verwaltungs gerichtshofes .im Jahre 1976 
gen des Niederösterreichischen Grundverkehrsge- (111-100 der Beilagen) zur Kenntnis nehmen.' 
setzes 1973, Frage der ParteisteIlung im Verwal­
tungsverfahren nach den Bauordnungen, Begrün-
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